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Halbzeit für Schwarz-Gelb. 
CDU und FDP regieren in NRW 
jetzt seit zweieinhalb Jahren. 
Was hat sich geändert? 

Eine Menge. Nur leider nicht zum 
Guten.  

Wo macht sich das konkret 
bemerkbar? 

In der Wohnungspolitik zum Bei-
spiel. Die Mietpreisspirale dreht 
sich immer schneller und in im-
mer neue Höhen. In vielen Städ-
ten müssen Mieter inzwischen 
mehr als 30 Prozent ihres Netto-
Einkommens für die Miete ver-
wenden. Und was machen CDU 
und FDP? Seit sie regieren, ist der 
Soziale Wohnungsbau um über 
30 Prozent zurückgegangen. Da-
bei stehen wir gerade vor einer 
der größten Herausforderungen 
der Wohnungspolitik der letzten 
Jahrzehnte. 

Deutscher Mieterbund, Sozi-
alverbände und Gewerkschaf-
ten haben deshalb schon das 
Aktionsbündnis „Wir wollen 
wohnen“ ins Leben gerufen. 

Genau, und ich ergänze: Wir 
wollen wohnen bezahlbar ma-
chen. Dazu wollen wir die Mie-
terrechte stärken und fordern 
u.a. auch eine neue landeseige-
ne Wohnungsbaugesellschaft. 
Sie soll den Kommunen dabei 
helfen, dauerhaft bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen. Ihr Ser-

vice soll sich insbesondere an 
die Städte und Gemeinden rich-
ten, die selbst keine eigene Woh-
nungsbaugesellschaft mehr ha-
ben oder mangels eigener Res-
sourcen nicht aktiv werden kön-
nen. Diese Forderung wird auch 
vom Aktionsbündnis unterstützt. 
Es ist übrigens nicht das einzige 
Bündnis, das sich bisher gegen 
die Landesregierung gegründet 
hat…  

Welche gibt es noch? 

Gegen die Kita-Politik gibt es 
mehrere Petitionen bzw. Unter-
schriftenaktionen – sowohl mit 
Blick auf die Gebührenfreiheit als 
auch mit Blick auf die Personal-
ausstattung. Selbst die Kirchen 
laufen Sturm – ein Novum bei 
einer konservativen Regierung. 
Auch gegen die Abschaffung 
der Stichwahl hat sich das Bünd-
nis „Stichwahl bleibt“ gegrün-
det. Und gegen Straßenausbau-
beiträge gibt es Bürgerinitiativen 
im ganzen Land. Noch nie hatte 
eine Landesregierung innerhalb 
von so kurzer Zeit so viele Bür-
ger-Bündnisse gegen sich. Noch 
nie war eine Landesregierung zur 
Halbzeit so unbeliebt.  

Laut einer Umfrage von infra-
test dimap sind mit 44 Pro-
zent nur noch weniger als die 
Hälfte der Befragten mit der 
schwarz-gelben Landesregie-
rung zufrieden. Welche Grün-
de hat das? 

Diese Landesregierung macht 
zu viel Politik für Wenige und 
zu wenig Politik für Viele. Sie 
will mit der Abrissbirne durch 
das Mieterrecht. Barrierefreiheit 
wird in neuen Wohnungen nicht 
Standard, sondern Luxus sein. 
Ausreichend Lehrkräfte gibt es 
nur an Gymnasien. Inklusion soll 
fast nur noch an Gesamtschulen 
stattfinden. Die Zahl der Prüfe-
rinnen und Prüfer bei der Steu-
erfahndung ist um 10 Prozent 
zurückgegangen. Passt alles ins 
Bild. Soll ich weitermachen?  

Wir sind gespannt. 

Armin Laschet hat den Menschen 
das Blaue vom Himmel verspro-
chen, nachdem er im Wahlkampf 
das Land regelrecht schlecht ge-
redet hat. Staufrei sollte NRW 
werden. Die Wirtschaft entfes-
selt. Der Lehrermangel besei-
tigt. Nichts davon ist eingetre-
ten. Wenn Laschet je welches 
hatte, dann ist sein Pulver längst 
verschossen. Über die Unzufrie-
denheit der Menschen mit seiner 
Landesregierung braucht er sich 
also nicht zu wundern. 
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Liebe Leserin, 
lieber Leser,

ein politisch wechselhaftes Jahr 
neigt sich dem Ende entgegen. 
Die kommunale SPD-Familie hat 
Höhen und Tiefen erlebt und 
sieht sich mit immer 
neuen Herausforde-
rungen konfrontiert. 
Nicht viel Neues al-
so.

Es gab aber ein The-
ma, das ich kurz 
aufgreifen möch-
te: Klimaschutz. Kli-
maschutz ist wich-
tig. Auch die Kom-
munen haben die 
Zeichen der Zeit er-
kannt. Konzepte und Pläne wer-
den an nahezu „jeder Milchkan-
ne“ auf den Weg gebracht. So-
gar der Klimanotstand wurde in 
vielen Kommunen ausgerufen – 
obwohl ich mich persönlich mit 
diesem Begriff schwer tue.

Nachdenklich macht mich aller-
dings die globale Debatte mit 
einem schwedischen Mädchen 
als Gallionsfigur. Denn hier be-
obachte ich in Diskussionsbei-
trägen mehr und mehr Züge des 
Kompromisslosen, des auf Ab-
solutheit beharrenden und in 
Einzelfällen sogar des Demago-
gischen. Hierin lauert die gro-
ße Gefahr! Und damit meine ich 
noch nicht einmal die ständige 
thunbergsche Anklage als Stil-

mittel in der politischen Debat-
te. Nein, es geht mir darum, wie 
wir den Wert unserer Demo-
kratie einschätzen. Demokratie 
setzt nicht auf das Kompromiss-
lose, sondern auf den Ausgleich 
von Interessen und am Ende auf 
von der Mehrheit getragene po-
litische Entscheidungen. Dar-

an ist nichts Verwerf-
liches! Das gilt es, zu 
bewahren und an die 
kommenden Gene-
rationen weiterzuge-
ben! 

Es geht um eine de-
mokratische Haltung 
und nicht zuletzt den 
Mut aller Demokra-
tinnen und Demokra-
ten, für ihre Sache 
einzustehen. Nur so 

werden wir gegenüber denjeni-
gen bestehen können, die unse-
re Gesellschaft in Frage stellen 
und bewusst unterhöhlen! De-
mokratie darf dabei etwas mehr 
Sexappeal entwickeln, um Men-
schen zu begeistern. Das ist et-
was für die Aufgabenliste 2020. 
In neun Monaten sind Kommu-
nalwahlen. Es geht um etwas! 
Es geht um nichts weniger als 
um die Demokratie vor Ort! Bit-
te helft dabei mit. Euch allen ein 
schönes Weihnachtsfest und ei-
nen guten Rutsch ins neue Jahr.

Euer Frank Baranowski

Vorsitzender der SGK NRW und
Oberbürgermeister der Stadt 

Gelsenkirchen
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Fortsetzung auf Seite 2

Wir wünschen unseren Lesern und Leserinnen eine schöne 

Weihnachtszeit und einen guten Start ins neue Jahr.

„Schwarz-Gelb macht Politik für 
Wenige und nicht für die Vielen“ 
Von Thomas Kutschaty MdL, Vorsitzender der SPD-Landtagsfraktion
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Die Publikation „Stadtfinanzen 
2019“ des Deutschen Städtetages 
wirft ein Schlaglicht auf die Lage 
der Kommunen in Deutschland 
und trat im letzten Jahr an die 
Stelle des Gemeindefinanzberich-
tes. Dabei hat sich auch der Blick-
winkel dieser Veröffentlichung 
geändert. Wurde früher intensiv 
beschrieben, was finanzpolitisch 
in Deutschland für die Kommu-
nen geschehen war, steht nun das 
im Fokus, was künftig geschehen 
sollte. 

Diese Form komprimierter Dar-
stellung soll dazu beitragen, dass 
Finanzpolitik und die Auswirkung 
auf die Kommunen nicht nur das 
Feld der Spezialisten bleiben. 

Für das Jahr 2018 steht die Er-
kenntnis, dass die wirtschaftliche 
Lage in Deutschland gut war. Da-
von profitierten die Kommunen 
und erzielten im letzten Jahr einen 
Finanzierungsüberschuss von 8,7 
Milliarden Euro. Für 2019 rechnen 
die kommunalen Spitzenverbände 
mit einem Überschuss von 5,6 Mil-
liarden Euro. Was die Investitionen 
angeht, konnten diese im vergan-
genen Jahr ausgeweitet werden. 

Die regionalen Disparitäten was 
Infrastruktur- und Vermögensaus-
stattung angeht, sind weiterhin zu 
groß. Dies zeigt sich bei den Inves-
titionen als auch den Kassenkredi-
ten: Im Saarland und Rheinland-
Pfalz ist die Kassenkreditbelastung 
„pro Kopf“ mit 2.000 Euro bzw. 
1.900 Euro am höchsten. In NRW 
liegt diese bei 1.400 Euro pro Ein-
wohner. Sie ist damit immer noch 

mehr als doppelt so hoch wie im 
Bundesdurchschnitt. 

Deshalb ist es gut, dass die regio-
nalen Unterschiede durch die Kom-
mission „Gleichwertige Lebensver-
hältnisse“ in das Zentrum der po-
litischen Debatte gerückt sind. In 
den nächsten Monaten wird sich 
entscheiden, ob damit ein langfris-
tiger Prozess zur Sicherung des Zu-
sammenhalts zwischen den Regio-
nen angestoßen wird. Mit viel Auf-
wand sind Erwartungen geweckt 
worden, die nun erfüllt werden 
müssen. Dies vor allem bei der Lö-
sung des Altschuldenproblems, wo 
der Bund Hilfe in Aussicht stellt. Ob 
auch die Länder diesen Weg mit-
gehen, bleibt abzuwarten.

Stadtfinanzen 2019Schlaglichter des Deutschen Städtetages

Beiträge zur Stadtpolitik

AACHEN І AALEN І AMBERG І ANNABERG-BUCHHOLZ І ANSBACH І ASCHAFFENBURG  І AUERBACH/

VOGTLAND І AUGSBURG І BAD KREUZNACH І BAD REICHENHALL І BADEN-BADEN І BAMBERG  

BAUTZEN І BAYREUTH І BERLIN І BIBERACH AN DER RISSІ BIELEFELD І BOCHOLT І BOCHUM 

BONN І BOTTROP І BRANDENBURG AN DER HAVEL І BRAUNSCHWEIG І BREMEN І BREMERHAVEN  

CASTROP-RAUXEL І CELLE І CHEMNITZ І COBURG І COTTBUS І DARMSTADT І DELITZSCH  

DELMENHORST І DESSAU-ROSSLAU І DORTMUND І DRESDEN І DÜREN І DÜSSELDORF І DUISBURG  

EBERSWALDE І EISENACH І EISENHÜTTEN STADT І EMDEN І ERFURT І ERKNER І ERLANGEN 

ESSEN І ESSLINGEN AM NECKAR І FALKENSEE І FINSTERWALDE І FLENSBURG І FORST 

(LAUSITZ) FRANKENTHAL (PFALZ) І FRANKFURT (ODER) І FRANKFURT AM MAIN І FREIBERG 

FREIBURG IM BREISGAU І FRIEDRICHSHAFEN І FÜRTH І FULDA І GELSENKIRCHEN І GERA 

GIESSEN І GLADBECK І GLAUCHAU І GÖTTINGEN І GOSLAR І GOTHA І GRÄFELFING І GREIFSWALD  

GÜTERSLOH І HAGEN І HALBERSTADT І HALLE (SAALE) І HAMBURG І HAMELN І HAMM І HANAU 

HANNOVER І HEIDELBERG І HEIDENHEIM AN DER BRENZ І HEILBRONN І HENNIGSDORF І HERFORD 

HERNE І HILDESHEIM HOF І HOYERSWERDA І INGOLSTADT І ISERLOHN І JENA І KAISERSLAUTERN  

KAMENZ І KARLSRUHE І KASSEL І KAUFBEUREN І KEMPTEN (ALLGÄU) | KIEL І KOBLENZ І KÖLN 

KONSTANZ І KREFELD І LANDAU IN DER PFALZ І LANDSBERG AM LECH І LANDSHUT 

LEINEFELDE-WORBIS І LEIPZIG І LEVERKUSEN LIMBACH-OBERFROHNA І LINDAU (BODENSEE 

LÖRRACH І LUDWIGSBURG І LUDWIGSHAFEN AM RHEIN І LÜBECK І LÜNEBURG І MAGDEBURG 

MAINZ І MANNHEIM І MARBURG І MEMMINGEN І MERSEBURG І MÖNCHENGLADBACH 

MÜHLHAUSEN/THÜRINGEN І MÜLHEIM AN DER RUHR І MÜNCHEN І MÜNSTER І NEU-ULM 

NEUBRANDENBURG І NEUENHAGEN BEI BERLIN І NEUMÜNSTER І NEURUPPIN І NEUSS  

NEUSTADT AM RÜBENBERGE І NEUSTADT AN DER WEINSTRASSE І NEUSTADT BEI COBURG 

NEUWIED І NORDHAUSEN І NÜRNBERG І NÜRTINGEN І OBERHAUSEN І OFFENBACH AM MAIN 

OFFENBURG І OLDENBURG І OSNABRÜCK І PASSAU І PFORZHEIM І PIRMASENS І PIRNA І PLAUEN  

POTSDAM І QUEDLINBURG І RECKLINGHAUSEN І REGENSBURG І REMSCHEID І REUTLINGEN  

RIESA І ROSENHEIM І ROSTOCK І SAARBRÜCKEN І SALZGITTER І SASSNITZ І SCHWABACH 

SCHWÄBISCH GMÜND І SCHWEDT/ODER І SCHWEINFURT І SCHWERIN І SIEGEN І SINDELFINGEN  

SOLINGEN І SPEYER І STENDAL І STRAUBING І STUTTGART І SUHL І TAUCHA І TELTOW І TETEROW  

TRIER І TÜBINGEN І ULM І VELTEN І VIERSEN І VILLINGEN-SCHWENNINGEN І WEIDEN IN DER 

OBERPFALZ І WEIMAR І WIESBADEN І WILHELMSHAVEN І WISMAR І WITTEN І WITTENBERG 

WOLFSBURG І WOLGAST І WORMS І WÜRZBURG І WUPPERTAL І ZWEIBRÜCKEN І ZWICKAU
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Die Schlaglichter sowie weitere 
Informationen, wie etwa zur 
Reform der Grundsteuer, sind 
für Interessierte frei zugänglich 
über die Homepage des 
Deutschen Städtetages unter:

Stadtfinanzen 2019
Finanzpolitische Infos 
nicht nur für Experten
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Was macht meine Gemeinde?
Herausgeber: Städte- und 
Gemeindebund NRW
Weitere Informationen auf 
www.kommunen-in-nrw.de

Die kleine Mäusegemeinde
Lehrbuch und Praxismaterialien 
Erschienen im KSV-Verlag

Buch: ISBN: 978-3-8293-1467-1

Arbeitsmaterialien: 
ISBN: 978-3-8293-1485-5

Wahlrecht mit 16, Politik in der 
Schule – aber wo bleibt da die 
Kommunalpolitik? Meistens auf 
der Strecke und nicht im Lehr-
plan. Dazu hat die SGK NRW be-
reits 2015 den ersten Antrag auf 
der Landesdelegiertenversamm-
lung gefasst, Kommunalpolitik zu 
einem festen Bestandteil in den 
Politikfächern der weiterführen-
den und berufsbildenden Schulen 
zu machen. 

Politik? Warum erst in der Mit-
tel- und Oberstufe?
Die Frage haben sich auch der 
Städte- und Gemeindebund NRW 
und Niedersachen gestellt. Denn 

schon früher sollten Kinder bereits 
an das Thema herangeführt wer-
den. Dazu hat der StGB NRW jetzt 
ein „Pixi-Buch“ mit dem Titel „Was 
macht meine Gemeinde“ heraus-
gebracht. Spannende Illustratio-
nen mit kurzen Erklär-Texten, zum 
Vorlesen oder selbst lesen, zeigen 
hier einen Tag mit dem Bürger-
meister. Das perfekte „Mitbring-
sel“ für alle Kommunalos bei KiTa 
und Schulbesuchen.

Kommunalpolitik in der 
Grundschule 
Konzipiert für die Schule ab 7 Jah-
ren hat der KSV-Verlag das Buch 
„Die kleine Mäusegemeinde“ 

neu aufgelegt. "Die kleine Mäu-
segemeinde" erklärt anschaulich 
und leicht verständlich die wich-
tigsten Prinzipien der Kommunal-
politik. Vom Bürgermeister über 
Haushalt bis hin zu Beteiligungs-
möglichkeiten der Bürger werden 
die wichtigsten kommunalen The-
men spielerisch behandelt. Ergän-
zend zur 2. Auflage gibt es dazu 
nun auch Praxismaterialien für den 
Unterricht. Arbeitsblätter, Anre-
gungen zur Unterrichtsgestaltung 
und weiterführende vertiefende 
Informationen ermöglichen eine 
abwechslungsreiche Unterrichts-
gestaltung. Die Unterrichtsmateri-
alien sind optimal auf die Lektüre 

der Kleinen Mäusegemein-
de abgestimmt, so dass sich 
abwechslungsreiche Unter-
richtseinheiten planen las-
sen. 

Kommunalpolitik sollte nicht 
länger ein Anhängsel beim The-
ma Politik in der Schule bleiben, 
sondern einen zentraleren Stellen-
wert einnehmen, schließlich ist die 
kommunale Ebene die Basis der 
Demokratie in unserem Land! Da-
für sollten sich die Kommunalen 
stark machen, damit die Landes-
regierung die Lehrpläne anpasst 
und der Stellenwert und vor allem 
die Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Kommunalpolitik den Schülerin-
nen und Schülern in NRW von An-
fang an vermittelt werden.

Finanzen / Bildung2

Fortsetzung von Seite 1

Dabei hatte eine Landesre-
gierung noch nie so gute Vo-
raussetzungen wie diese. Die 
Steuereinnahmen sprudeln, 
die Konjunktur ist super, die 
Zinsen niedrig, die Arbeitslo-
sigkeit historisch gering. 

Und noch nie hat eine Landes-
regierung so wenig daraus ge-
macht. Der Lehrermangel in 
NRW wird nicht kleiner, er wird 
immer größer. Die Wirtschaft 
in NRW ist im ersten Halbjahr 
2019 gerade einmal um 0,1 Pro-
zent gewachsen. Das muss dann 
wohl diese viel zitierte Entfes-
selung sein. Hinzu kommt: Die 
Investitionsquote des Landes 
steigt nicht, sie fällt. Und auch 
die Staus werden nicht kürzer, 
sondern länger. 

Was würde eine SPD-geführ-
te Landesregierung anders 
machen? 

Wir würden zunächst einmal da-
für kämpfen, dass die Kommu-
nen von der unerträglichen Last 
der Altschulden befreit werden. 
Es kann ja nicht sein, dass die 
Kommunen mit den größten He-
rausforderungen die kleinsten 
Haushalte haben.  

Mit einem schulscharfen Sozia-
lindex würden wir zudem dafür 
sorgen, dass die besten und die 
meisten Lehrerinnen und Lehrer 
dort zum Einsatz kommen, wo 
der Bedarf am größten ist. Und 
wir würden als weiteres Beispiel 
auch die unsäglichen Straßen-
ausbaubeiträge vollständig ab-
schaffen und die Kommunen da-

für aus dem  Landeshaushalt ent-
schädigen.  

Wird es denn zu einer Lösung 
der Altschuldenproblematik 
kommen? 

Dazu muss diese Landesregierung 
erst einmal von der Zuschauertri-
büne runter. Bundesfinanzminis-
ter Scholz hat jedenfalls seine Be-
reitschaft für Gespräche darüber 
längst erklärt. Die Frage ist nur: 
Worüber will die NRW-Landesre-
gierung konkret mit ihm reden? 
Sie hat ja nichts im Angebot. Mit 
der Hessenkasse und dem Saar-
landpakt haben zwei Bundeslän-
der ihre Hausaufgaben schon ge-
macht. Aber Frau Scharrenbach 
kann sich nicht gegen ihren Fi-
nanzminister durchsetzen. So ei-
ne schwache Kommunalministe-
rin haben die Kommunen nicht 
verdient.

Nochmals zu den Kommunen: 
Der Integrationsminister hat 
ja zuletzt verkündet, die In-
tegrationspauschale für 2019 
an die Städte und Gemeinden 
weiterzuleiten. 

Das stimmt. Aber über 2020 
hat er noch kein Wort verlo-
ren. Fremdes Geld – hier das 
des Bundes – weiterzuleiten ist 
auch relativ einfach. Da, wo die 
Landesregierung selbst zustän-
dig ist, lässt sie die Kommunen 
dagegen im Regen stehen. So 
bleiben die Städte und Gemein-
den auf 70 Prozent der Kosten 
für Unterbringung und Versor-
gung von Geflüchteten sitzen. 
Und das, obwohl seit über ei-
nem Jahr ein Gutachten vor-
liegt, das die tatsächlichen Kos-
ten der Kommunen im Bereich 
des Flüchtlingsaufnahmege-
setzes beziffert. Die Landesre-
gierung hatte den Kommunen 
versprochen, rückwirkend zum 
01.01.2018 die Pauschalen nach 
dem Flüchtlingsaufnahmege-
setz anzupassen. Passiert ist bis-
her nichts. 

Schwarz-Gelb muss sich an den 
eigenen Aussagen messen las-
sen, anstatt sich mit fremden Fe-
dern zu schmücken. 

Wir sind kurz vor Weihnach-
ten: Was wünschst Du den 
Menschen in NRW? 

Natürlich ein frohes und geseg-
netes Fest im Kreise der Fami-
lie. Und eine bessere Landesre-
gierung, die Politik für die Vielen 
macht. Nicht nur für Wenige.

„Schwarz-Gelb macht Politik für 
Wenige und nicht für die Vielen“
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Kommunalpolitik von Anfang an
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Demokratie und Zusammenhalt 
brauchen starke Kommunen – 
ob in der Stadt oder auf dem 
Land. Wir haben mit unsere SPD-
Bundestagsfraktion und unsere 
NRW-Landesgruppe in den ver-
gangenen 1,5 Jahren vieles in der 
Großen Koalition erreicht, was 
das Leben der Menschen in un-
seren Kommunen besser macht. 
Und diese Koalition ist hand-
lungsfähig: Das haben wir zuletzt 
mit der Entlastung von Betriebs-
renten und vor allem der Grund-
rente bewiesen. Wer ein Le-
ben lang gearbeitet hat, muss in 
Würde alt werden können – oh-
ne Angst vor Altersarmut. Zudem 
haben wir vergangene Woche 
den Bundeshaushalt 2020 ver-
abschiedet: Wir investieren ohne 
neue Schulden rund 43 Milliarden 
Euro in die Zukunftsfähigkeit un-
seres Landes, mehr als je zuvor. 
Klar ist gleichzeitig: Vor uns lie-
gen wichtige Aufgaben, die auch 
mit Blick auf die Kommunalwah-
len 2020 elementar sind – vor al-
lem bei Investitionen, sozialem 
Zusammenhalt und Zukunftsge-
staltung. Für diese Aufgaben gibt 
es ein Zeitfenster: Das ist unsere 
Regierungszeit. Ein paar Beispie-
le, die für unsere Kommunen be-
sonders wichtig sind.

Wir investieren in die kommuna-
le Infrastruktur und sorgen für 
gleiche Chancen von Anfang an. 
Mit 1 Milliarde Euro für den Digi-
talpakt Schule holen wir unsere 
Schulen in NRW aus der Kreide-
zeit. Dank dem Gute-Kita-Gesetz 
kann NRW mit rund 1,2 Milliar-
den Euro ein weiteres beitrags-
freies Kita-Jahr schaffen oder die 
Betreuungsqualität verbessen. 
Der Bund stellt zwei Milliarden 
Euro bereit, um den Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung 
bis 2025 für alle Grundschulen 
zu realisieren, und wir möchten 
die Kommunen dabei dauerhaft 
unterstützen. Mehr als 10 Milli-
arden Euro investieren wir in die 
Förderung des Breitbandaus-
baus und des Digitalfunks – mit 
dem Ziel eines flächendecken-
den Gigabit-Netzes bis 2025. Au-
ßerdem steht die Städtebauför-
derung mit 1 Milliarde Euro auf 
Rekordniveau – und löst Investi-
tionen in siebenfacher Höhe im 
regionalen Handwerk und der In-
dustrie aus.

Die Grundsteuer mit einem Volu-
men von rund 15 Milliarden Eu-
ro bleibt für die Kommunen er-
halten und wir führen eine neue 
Grundsteuer C ein. Unsere Kom-
munen profitieren davon, dass 
die Mittel aus dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz für die 
Mobilität der Zukunft auf 1 Mil-
liarde Euro anwachsen und die 
Flüchtlingsfinanzierung über das 
Jahr 2019 hinaus gesichert sind. 
Im Kampf gegen die Wohnungs-
not in den Kommunen haben wir 
zudem die Förderung des sozi-
alen Wohnungsbaus mit 5 Mil-
liarden Euro, die Schärfung der 
Mietpreisbremse oder die Erhö-
hung des Wohngelds auf den 
Weg gebracht.

Mit dem Sozialen Arbeitsmarkt 
schaffen wir neue Perspektiven 
für langzeitarbeitslose Menschen 
und entlasten die Städte und Ge-
meinden. Das Starke-Familien-
Gesetz unterstützt mit einem An-
fangsbudget von rund 1,5 Milliar-
den Euro, im Kampf gegen Kin-
derarmut, Familien mit geringem 
Einkommen. Das wird auch die 
Arbeit der kommunalen Schul- 
und Sozialämter erleichtern. Wir 
haben zudem das Maßnahmen-
paket gegen illegale Beschäfti-
gung, Schwarzarbeit und Sozial-

leistungsbetrug umgesetzt und 
unterstützen Mittel- und Gering-
verdiener u.a. mit der Abschaf-
fung des Soli. Für die Höchst-
verdiener müssen wir den Soli 
beibehalten, auch um die Kom-
munalentlastung fortsetzen zu 
können. 

Bei der Zukunftsgestaltung ist 
uns der soziale Klimaschutz be-
sonders wichtig. Der breite Kon-
sens der Kohlekommission für 
Klimaschutz, Versorgungssicher-
heit, gute Arbeit und Wertschöp-
fung ist unser SPD-Erfolg. Da-
mit NRW ein starkes Industrie-
land bleibt, muss dieser Konsens 
mit dem Strukturstärkungsgesetz 
und dem Kohleausstiegsgesetz 
umgesetzt werden. Der Bund un-
terstützt den Strukturwandel mit 
rund 40 Milliarden Euro, um den 
Menschen im Rheinischen Revier 
und den Steinkohlekraftwerks-
standorten Planungssicherheit 
und Perspektiven zu geben. Ge-
nau deshalb haben wir auch ein 
sozial ausgewogenes Klimapaket 
ausgehandelt. Wir müssen die 
Klimaschutzziele 2030 erreichen 
und die Menschen zu Beteiligten 
machen. Deshalb werden wir bis 
2030 54 Milliarden Euro in Klima-
schutzmaßnahmen investieren 
und natürlich unsere Bundesum-

weltministerin Svenja Schulze bei 
der Umsetzung des Klimapaketes 
weiterhin aktiv unterstützen.  

Zum Abschluss der Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnis-
se“ hat sich die Bundesregierung 
zu ihrer Verantwortung für die 
Altschulden bekannt. Wir wollen 
endlich eine Altschuldenregelung 
und diese Regelung gibt es nur 
mit uns. Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz hat bei der SPD-Frak-
tionsvorsitzenden-Konferenz am 
18./19. November noch einmal 
betont, dass er das Altschulden-
problem lösen möchte. Die NRW-
Landesregierung muss als größ-
ter Nutznießer aktiv auf andere 
Länder und den Bund zugehen, 
Verantwortung übernehmen und 
Vorschläge vorlegen. Armin La-
schet muss aufhören, Mikado zu 
spielen. 

Gleichzeitig möchten wir mit 
dem gesamtdeutschen Förder-
system für strukturschwache Re-
gionen in West und Ost das Prin-
zip „Bedürftigkeit statt Himmels-
richtung“ Wirklichkeit werden 
lassen. In einem ersten Schritt 
hat der Haushaltsausschuss des 
Bundestages jetzt beschlossen, 
strukturschwache Regionen bes-
ser zu fördern und die Bundes-

regierung mit der Prüfung ihrer 
Förderprogramme beauftragt.  

Mit der deutschen EU-Ratspräsi-
dentschaft im 2. Halbjahr 2020 
verbindet sich eine enorme Ver-
antwortung für Europa. Nie zu-
vor war ein Koalitionsvertrag so 
stark mit einer europäischen Di-
mension versehen. Wie wichtig 
Europa für die Menschen in den 
Kommunen von NRW ist, zeigt 
sich u.a. in einem Punkt: Wir en-
gagieren uns dafür, dass NRW 
auch in der neuen EU-Förderpe-
riode von der Strukturförderung 
profitiert und strukturschwache 
Kommunen bei der Leistung des 
Eigenanteils unterstützt werden.  

Jetzt entscheiden wir darüber, ob 
die SPD weiterhin an den zentra-
len Weichenstellungen unserer 
Gesellschaft und im internationa-
len Konzert beteiligt ist. Es geht 
um viel. Die SPD in der Regierung 
ist auch der Garant dafür, dass 
der rechte Terror mit allen Mit-
teln des Rechtsstaates aktiv be-
kämpft wird. Wir sind das Boll-
werk gegen Rechts – im Bund, 
in den Ländern und mit unseren 
Bürgermeistern und Landräten in 
den Kommunen. 

Diese Große Koalition ist keine 
Wunschkonstellation. Bei einem 
nüchternen Blick auf die Fakten 
lässt sich aber festhalten: Die Ko-
alition hat wichtige Fortschrit-
te erbracht und wir haben noch 
viel vor – um den Koalitionsver-
trag im Interesse der Menschen 
weiter umzusetzen und auf neue 
Herausforderungen zeitgemäße 
Antworten zu finden. 
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Vieles erreicht für unsere Kommunen – 
noch viel zu tun
Von Achim Post MdB, Vorsitzender der NRW-Landesgruppe in der SPD-Bundestagsfraktion und 
Bernhard Daldrup MdB, kommunalpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion

Mehr zur Arbeit der 
NRW-Landesgruppe.
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Die Bau- und Wohnungspolitik 
der schwarz-gelben Landesre-
gierung ist eine Bilanz des Schei-
terns. Die Wohnungsnot in den 
Städten hat sich seit Regierungs-
antritt 2017 deutlich verschärft, 
ebenso der Mietpreisanstieg. Da-
bei war die Landesregierung mit 
dem Versprechen angetreten, den 
Mietpreisanstieg durch vermehr-
ten Wohnungsbau zu bekämpfen. 

Stattdessen geht die Zahl der So-
zialwohnungen in Nordrhein-
Westfalen jährlich um 3 Prozent 
zurück. Die Zahl der pro Jahr neu 
erstellten Wohnungen mit Miet-
preisbindung ist seit dem Regie-
rungsantritt von CDU und FDP um 
34 Prozent gesunken. Die Jahres-
bilanz 2018 weist nur 6.159 neue 
Mietwohnungen mit Preisbin-
dung aus. Bei den Eigenheimen 
sind es lediglich 611 Einheiten. 
Das ist angesichts eines Neu-
baubedarfs von insgesamt rund 
100.000 Wohnungen pro Jahr ein 
desaströses Ergebnis. 

Die Menschen müssen immer 
mehr von ihrem Nettoeinkom-
men für das Wohnen ausgeben. 
Nach der Studie der Universitäten 
Frankfurt a.M. und Berlin (FU) lie-
gen vier Städte in NRW – bei 77 
bundesweit untersuchten Städ-
ten – mit einer Quote von rund 30 
Prozent auf den ersten vier Plät-
zen: Bonn, Neuss, Köln und Düs-
seldorf. So kann es nicht weiter-
gehen! 

Tatsache ist: Hohe Mietpreise und 
Wohnungsnot verfestigen und 

verstärken soziale Ungleichheit. 
Hohe Mietpreise nehmen den 
Menschen das Geld für den wei-
teren Lebensunterhalt und damit 
Teilhabechancen und letztlich Le-
bensqualität.  

Die unzulässige Verengung 
auf „Problemgruppen“ des 
Wohnungsmarktes geht 
an der Realität vorbei. Die 
Problematik Wohnraum-
mangel und bezahlbares 
Wohnen trifft in den ver-
städterten Ballungsräumen 
und den weiteren Städten 
des Landes längst weite Teile der 
Bevölkerung. Ein Wohnberech-
tigungsschein für den Bezug ei-
ner Mietpreis gebundenen Woh-
nung, steht in Großstädten wie 
Köln und Düsseldorf rechnerisch 
rund 50 Prozent der Bevölkerung 
zu. 

Die soziale Realität 
 � Die Neubaumieten sind seit 
2010 um 29 % gestiegen. 

 �Wiedervermietete Bestands-
wohnungen verteuerten sich 
um 23 %. 

 � Im gleichen Zeitraum allgemei-
ne Preissteigerung (nur) +11,5 % 

 � Im gleichen Zeitraum Reallohn-
entwicklung (nur) +11 %. 

 (Quelle: Wohnungsmarktbericht der 

NRW.BANK 2018, S. 44) 

Unsere Position 
Wir wollen bezahlbares Wohnen 
und lebenswerte Wohnquartiere 
in der Stadt, wie auf dem Land. 
Wir lehnen die schwarz-gelbe Po-
litik eines ungebremsten Kapi-

talismus in der Wohnungspolitik 
grundsätzlich ab. Die neoliberale 
und zugleich marktradikale „Ent-
fesselung“ des Wohnungsmark-
tes, wie sie im Koalitionsvertrag 
von CDU und FDP skizziert wird, 
hat mit sozialer Daseinsvorsor-
ge des Staates und mit sozialer 
Marktwirtschaft nichts gemein. 
Die SPD-Fraktion im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen steht für ei-
ne soziale Wohn- und Stadtent-
wicklungspolitik für die große 
Mehrheit der Bevölkerung, für 
die Vielen, nicht die Wenigen, in 
Nordrhein-Westfalen. 

Der Staat, hier das Land Nord-
rhein-Westfalen, muss wieder 
eine stärkere Rolle in der Woh-
nungspolitik spielen und aktiv 
mehr für die soziale Daseinsvor-
sorge der Bevölkerung tun. 

Unsere Maßnahmen 
Unsere gemeinwohlorientierte 
Wohnungspolitik basiert auf vier 
Säulen: 

1. Mehr bezahlbaren Wohn-
raum, u.a. mit Hilfe einer Lan-
deswohnungsbaugesellschaft, 
schaffen 

Eine neue landeseigene Woh-
nungsbaugesellschaft soll den 
Kommunen helfen, dauerhaft be-
zahlbaren Wohnraum zu schaf-
fen. Ihr Service soll sich insbeson-
dere an die Städte und Gemein-
den richten, die selbst keine ei-
gene Wohnungsbaugesellschaft 
mehr haben oder mangels eige-
ner Ressourcen nicht aktiv werden 
können. 

2. Mit einer gemeinwohlorien-
tierten Bodenpolitik die Bau-
kosten senken 

Hierzu soll vom Land ein Boden-
fonds eingerichtet werden. In die-
sen fließen Grundstücke ein, die 
das Land in Treuhand der Kom-
munen erwirbt und zu Bauland 
entwickelt. Baureife Grundstü-
cke werden zu Wohnzwecken 
vergeben. Im Rahmen der neuen 
Gemeinnützigkeit soll dies aus-
schließlich in Erbpacht erfolgen, 

zu einem günstigen Pachtzins. 
Die Pachtzinserlöse fließen als Til-
gungen dem Bodenfonds wieder 
zu.  

3. Die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus durch eine 
neue Fördersäule stärken und 
gemeinwohlorientiert aus-
richten 

Wir brauchen eine neue Gemein-
nützigkeit für private- und öffent-
liche Wohnungsunternehmen. 
Das heißt: Günstige Förderkre-
dite, Investitionszuschüsse, Vor-
zugskonditionen bei der Grund-
stücksvergabe, Erbpachtmodelle 
für deren nachhaltige Nutzung zu 
Wohnzwecken, unbefristete Miet-
preisobergrenzen und Belegbin-
dungen. 

4. Ungerechtfertigten Miet-
preisanstieg verhindern 

Bezahlbares Wohnen bleibt erstes 
Ziel unserer sozialen Wohnungs-
politik. Solange der Wohnraum-
mangel nicht überwunden ist, gilt 
es, die Explosion von Mietpreisen 
durch geeignete Maßnahmen zu 
begrenzen und den landesrecht-
lichen Mieterschutz fortzuentwi-
ckeln statt abzuschaffen. 
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„Der Markt“ regelt nicht alles 
Mehr gemeinwohlorientierte Wohnungspolitik wagen –  
Nordrhein-Westfalen braucht eine neue Wohnungspolitik!
Von Jochen Ott MdL, stellvertretender Vorsitzender und
Andreas Becker MdL, wohnungspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion NRW

Eine auskömmliche Kita-Finanzie-
rung sollte es geben, mehr Per-
sonal für eine bessere Betreuung, 
flexible Öffnungszeiten. Sogar die 
Abschaffung der Kitagebühren, 
die CDU und FDP einst strikt ab-
gelehnt hatten, stellen die Koali-
tionsfraktionen nun in Aussicht – 
wenn denn der Bund das Geld da-
für beschafft.

Alles das hat die schwarz-gelbe 
Landesregierung zu Beginn ih-
rer Regierungszeit versprochen. 
Nun… zumindest Bundesfamili-
enministerin Franziska Giffey hat 
geliefert. Mit dem Gute-Kita-Ge-
setz stellt der Bund dem Land zu-
sätzliche Gelder zur Verfügung. 
Bis 2022 fließen rund 1,2 Mrd. 
Euro nach NRW. Mit diesem Bun-
desgeld kann Nordrhein-West-
falen ein zweites beitragsfreies 
Kita-Jahr finanzieren. Zu muti-
gen eigenen Investitionen in die 
Qualitätssteigerung, verbesserte 
Öffnungszeiten und in wirkliche 

Beitragsfreiheit fehlt Familienmi-
nister Stamp allerdings leider die 
Kraft und der Wille.

Und auch sonst ist das, was Lan-
desfamilienminister Stamp als Re-
form des sogenannten Kinderbil-
dungsgesetzes (KiBiz) umgesetzt 
hat, weiterhin Mumpitz. Kitas 
bleiben unterfinanziert, vielen 
Trägern droht das Aus. 

Vollmundig hatte sich die Lan-
desregierung die „Rettung“ von 
Kita-Trägern auf die Fahnen ge-
schrieben. Jetzt verkehrt sich die-
se Politik mit der KiBiz-Fortschrei-
bung in ihr Gegenteil. „Wir wer-
den Kita-Träger verlieren, weil die 
Finanzierung nicht auskömmlich 
ist. Das trifft insbesondere klei-
nere Träger“, so Helga Siemens-
Weibring, Beauftragte für Sozial-
politik des Diakonischen Werks.

Über 70 Prozent der Kitas in NRW 
werden von freien Trägern ge-

halten, und trotzdem kümmert 
sich die Landesregierung nicht 
um sie. So entstehen keine neu-
en Plätze. Im Gegenteil! Auch im 
Erzbistum Paderborn hat die ka-
tholische Kirche angekündigt, Ki-
tas eventuell sogar schließen zu 
müssen. 

Darüber hinaus gibt es viel zu 
wenig Personal. Die Lebenswirk-
lichkeit vieler Eltern sieht mittler-
weile so aus, dass es nicht mehr 
darum geht, einen Platz in der 
Wunsch-Kita zu bekommen, son-
dern nur noch einen Kita-Platz 
irgendwo. Und dann fürchten 
sich die Eltern vor Anrufen, dass 
die Kita aufgrund der Erkran-
kung von Erzieherinnen und Er-

ziehern spontan komplett schlie-
ßen muss. Was macht man denn 
dann als normale Arbeitnehmerin 
oder als normaler Arbeitnehmer?

Für uns steht fest: Das ganze Sys-
tem muss von Grund auf refor-
miert werden. Die Kindpauschale 
muss durch eine solide Sockelfi-
nanzierung ersetzt werden, da-
mit Kitas nicht weiter von der 
Hand in den Mund leben müssen. 
Zusätzlich sollten sie Zuschüs-
se für besondere Herausforde-
rungen erhalten. Der Fachkraft-
Kind-Schlüssel muss deutlich ver-
bessert werden. Die Ausbildung 
neuer Kita-Fachkräfte muss ei-
ne höhere Priorität bekommen. 
Auch der Flickenteppich bei den 
Kita-Gebühren, den uns Armin 

Laschet als Familienminister der 
Regierung Rüttgers eingebrockt 
hat, muss eingemottet werden. 
Das geht nur durch komplette 
Beitragsfreiheit. Deshalb haben 
wir dazu einen gegenfinanzier-
ten Haushaltsantrag in den Land-
tag eingebracht. 

Unsere Kitas sind ein Ort des Zu-
sammenkommens unterschied-
licher Herkünfte und der Bil-
dung. Nirgendwo sonst werden 
die Grundlagen für ein gelingen-
des Aufwachsen stärker gelegt 
als hier. Davon dürfen nicht nur 
Wenige profitieren. Wenn wir 
Chancen gerecht gestalten wol-
len, müssen wir dafür sorgen, 
dass sich alle Kinder gut und frei 
entfalten können. Das ist sozialer 
Fortschritt. Für die Vielen.

KiBiz bleibt Mumpitz.
#ZusammenWachsen
Von Regina Kopp-Herr MdL, stellvertretende Vorsitzende und
Dennis Maelzer MdL, Sprecher im Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend der SPD-Landtagsfraktion NRW

Von Christian Dahm MdL, stellvertretender Vorsitzender und
Stefan Kämmerling MdL, kommunalpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion NRW

Straße saniert. Existenz ruiniert.
Straßenausbaubeiträge abschaffen

Der ältere Herr aus dem Siegerland 
ist verzweifelt. Sein Grundstück 
grenzt an eine Straße, die ausge-
bessert werden muss. Auf diesem 
Grundstück steht kein Wohnhaus, 
nur eine kleiner Schuppen. Trotz-
dem soll er 40.000 Euro anteilig 
für den Ausbau bezahlen.  Wie er 
das stemmen soll, weiß er nicht. 
Einen Kredit in dieser Höhe be-
kommt er in seinem Alter wohl 
nicht mehr. 

Und das ist kein Einzelfall. Wenn 
in unseren Städten und Gemein-
den Straßen ausgebessert, sa-
niert oder angeschlossen werden 
müssen, sind die Kommunen laut 
Kommunalabgabengesetz (KAG) 
dazu gezwungen, die Anwohner 
an den entstehenden Kosten zu 
beteiligen.  

Der Anteil der Kosten variiert da-
bei von Kommune zu Kommu-
ne und ist in der jeweiligen kom-
munalen Satzung unterschiedlich 
hoch festgelegt: Die Höhe der 
Kostenbeiträge reicht – je nach fi-
nanzieller Situation der jeweiligen 

Stadt und Gemeinde – von 50 bis 
hin zu 80 Prozent.  

Straßenausbaubeiträge sind zu-
tiefst unsozial und kennen kei-
ne Gnade. Sie betreffen nicht nur 
Wenige, sondern Viele in unse-
rem Land. Bescheide in 5-stelli-
ger Höhe sind keine Seltenheit, 
sondern eher die Regel. Das be-
lastet besonders ältere Menschen 
und junge Familien. Gerade Rent-
nerinnen und Renter geraten da-
durch in existenzgefährdende Si-
tuationen, da ihnen kaum Kredite 
gewährt werden.  

Wir sind deshalb für die vollstän-
dige Abschaffung der Straßen-
ausbeiträge und haben dazu ei-
nen Gesetzentwurf in den Land-
tag von Nordrhein-Westfalen ein-
gebracht, der eine Entschädigung 
für die Kommunen aus dem Lan-
deshaushalt vorsieht. 

Nachdem auch Sachsen-Anhalt 
angekündigt hat, die Beiträge ab-
zuschaffen, gibt es in Deutschland 
neben Bremen noch genau ein 

Bundesland, das seine Kommunen 
dazu zwingt, Straßenausbaubei-
träge zu erheben, NRW.  

Doch die schwarz-gelbe Landes-
regierung und die Regierungsko-
alitionen bleiben stur. „Freibier für 
alle“ – so hat der CDU-Fraktions-
vorsitzende Bodo Löttgen unseren 
Vorstoß und das berechtigte An-
liegen der Betroffenen bezeich-
net, die ungerechten Straßenaus-
baubeiträge endlich abzuschaf-
fen. Überall im Land haben sich 
Bürgerinitiativen gegründet. Fast 
500.000 Menschen in NRW haben 
eine Volksinitiative zur Abschaf-
fung der Beiträge unterschrie-
ben. 500.000 Menschen, die von 
dieser Landesregierung ungehört 
bleiben. 

Große Geister hätte es nicht ge-
stört, dass die Idee dazu von der 
Opposition kam.  

Aber Frau Scharrenbach stört es 
offenbar ganz gewaltig. Sie will 
an den Straßenausbaubeiträgen 
festhalten und hat einen Gesetz-

entwurf mit einem kompli-
zierten Förderprogramm zur 
Beibehaltung der Beiträge 
aufgelegt.  

Die Anhörung im Landtag 
NRW hat gezeigt, dass die 
Existenzprobleme der Men-
schen durch die Vorschläge 
der Landesregierung nicht 
gelöst werden. Eine junge 
Mutter aus Netphen beschrieb ih-
re konkrete Situation: „Die Ände-
rungen helfen mir nicht. Ich habe 
das Geld auch dann nicht.“  

Alle Sachverständigen waren sich 
einig, dass der Gesetzentwurf zu 
mehr Bürokratie bei den Kom-
munen führen wird. Dies bestrei-
tet die Landesregierung bis heute. 
Durch das neue Bürokratiemons-
ter von Frau Scharrenbach ver-
schlechtert sich jedoch das Ver-

hältnis zwischen Einnahmen aus 
den Beiträgen und dem Verwal-
tungsaufwand weiter.  

Die Aussage des Bundes der Steu-
erzahler, dass das jetzige System 
nicht reformierbar sei, ist daher 
vollkommen richtig. Wir als SPD-
Fraktion bleiben dabei: Straßen-
ausbaubeiträge gehören abge-
schafft. Nur so kann die Unge-
rechtigkeit des Systems beendet 
und ein echter Beitrag zum Bü-
rokratieabbau geleistet werden.

Halbzeit! Seit 2,5 Jahren ist Mi-
nisterpräsident Armin Laschet 
mit seiner CDU-FDP-Regierung 
im Amt, die mit einer Reihe von 
Versprechungen gestartet ist. 

Es folgte ein „Entfesselungspa-
ket“ nach dem anderen, aber 
NRW ist bis heute weder stau-
frei, noch kommen Klimaschutz, 
Digitalisierung oder Kinder-, Fa-
milien- und Bildungspolitik vor-
an. 

In vielen Bereichen bürdet er 
der kommunalen Familie mehr 
Kosten und Bürokratie auf. Die 
Kibiz-Reform ist ein Flopp, der 
teuer für die Kommunen wird. 
Gleiches bei den Straßenaus-
baubeiträgen, dort trifft es vor 
allem die Bürgerinnen und Bür-
ger. Selbst vor der Schwächung 
der Demokratie macht, Laschets 
sogenannte NRW-Koaltion nicht 
Halt: Die Stichwahl wird abge-
schafft, weil die Regierung sie 

abschaffen kann – 
wir sind gespannt, 
wie das Verwaltungs-
gericht dazu kurz vor Weih-
nachten entscheidet. 

Viele vollmundige Versprechun-
gen, kaum wirkliche Ergebnis-
se. Dies erinnert an die Zeit von 
schwarz-gelb unter Ministerprä-
sident Rüttgers, auch hier das 
gleiche Motto: Versprochen, 
gebrochen!

Versprochen, gebrochen! 
Halbzeit für die sogenannte NRW-Koalition

Landespolitik
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Die Bau- und Wohnungspolitik 
der schwarz-gelben Landesre-
gierung ist eine Bilanz des Schei-
terns. Die Wohnungsnot in den 
Städten hat sich seit Regierungs-
antritt 2017 deutlich verschärft, 
ebenso der Mietpreisanstieg. Da-
bei war die Landesregierung mit 
dem Versprechen angetreten, den 
Mietpreisanstieg durch vermehr-
ten Wohnungsbau zu bekämpfen. 

Stattdessen geht die Zahl der So-
zialwohnungen in Nordrhein-
Westfalen jährlich um 3 Prozent 
zurück. Die Zahl der pro Jahr neu 
erstellten Wohnungen mit Miet-
preisbindung ist seit dem Regie-
rungsantritt von CDU und FDP um 
34 Prozent gesunken. Die Jahres-
bilanz 2018 weist nur 6.159 neue 
Mietwohnungen mit Preisbin-
dung aus. Bei den Eigenheimen 
sind es lediglich 611 Einheiten. 
Das ist angesichts eines Neu-
baubedarfs von insgesamt rund 
100.000 Wohnungen pro Jahr ein 
desaströses Ergebnis. 

Die Menschen müssen immer 
mehr von ihrem Nettoeinkom-
men für das Wohnen ausgeben. 
Nach der Studie der Universitäten 
Frankfurt a.M. und Berlin (FU) lie-
gen vier Städte in NRW – bei 77 
bundesweit untersuchten Städ-
ten – mit einer Quote von rund 30 
Prozent auf den ersten vier Plät-
zen: Bonn, Neuss, Köln und Düs-
seldorf. So kann es nicht weiter-
gehen! 

Tatsache ist: Hohe Mietpreise und 
Wohnungsnot verfestigen und 

verstärken soziale Ungleichheit. 
Hohe Mietpreise nehmen den 
Menschen das Geld für den wei-
teren Lebensunterhalt und damit 
Teilhabechancen und letztlich Le-
bensqualität.  

Die unzulässige Verengung 
auf „Problemgruppen“ des 
Wohnungsmarktes geht 
an der Realität vorbei. Die 
Problematik Wohnraum-
mangel und bezahlbares 
Wohnen trifft in den ver-
städterten Ballungsräumen 
und den weiteren Städten 
des Landes längst weite Teile der 
Bevölkerung. Ein Wohnberech-
tigungsschein für den Bezug ei-
ner Mietpreis gebundenen Woh-
nung, steht in Großstädten wie 
Köln und Düsseldorf rechnerisch 
rund 50 Prozent der Bevölkerung 
zu. 

Die soziale Realität 
 � Die Neubaumieten sind seit 
2010 um 29 % gestiegen. 

 �Wiedervermietete Bestands-
wohnungen verteuerten sich 
um 23 %. 

 � Im gleichen Zeitraum allgemei-
ne Preissteigerung (nur) +11,5 % 

 � Im gleichen Zeitraum Reallohn-
entwicklung (nur) +11 %. 

 (Quelle: Wohnungsmarktbericht der 

NRW.BANK 2018, S. 44) 

Unsere Position 
Wir wollen bezahlbares Wohnen 
und lebenswerte Wohnquartiere 
in der Stadt, wie auf dem Land. 
Wir lehnen die schwarz-gelbe Po-
litik eines ungebremsten Kapi-

talismus in der Wohnungspolitik 
grundsätzlich ab. Die neoliberale 
und zugleich marktradikale „Ent-
fesselung“ des Wohnungsmark-
tes, wie sie im Koalitionsvertrag 
von CDU und FDP skizziert wird, 
hat mit sozialer Daseinsvorsor-
ge des Staates und mit sozialer 
Marktwirtschaft nichts gemein. 
Die SPD-Fraktion im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen steht für ei-
ne soziale Wohn- und Stadtent-
wicklungspolitik für die große 
Mehrheit der Bevölkerung, für 
die Vielen, nicht die Wenigen, in 
Nordrhein-Westfalen. 

Der Staat, hier das Land Nord-
rhein-Westfalen, muss wieder 
eine stärkere Rolle in der Woh-
nungspolitik spielen und aktiv 
mehr für die soziale Daseinsvor-
sorge der Bevölkerung tun. 

Unsere Maßnahmen 
Unsere gemeinwohlorientierte 
Wohnungspolitik basiert auf vier 
Säulen: 

1. Mehr bezahlbaren Wohn-
raum, u.a. mit Hilfe einer Lan-
deswohnungsbaugesellschaft, 
schaffen 

Eine neue landeseigene Woh-
nungsbaugesellschaft soll den 
Kommunen helfen, dauerhaft be-
zahlbaren Wohnraum zu schaf-
fen. Ihr Service soll sich insbeson-
dere an die Städte und Gemein-
den richten, die selbst keine ei-
gene Wohnungsbaugesellschaft 
mehr haben oder mangels eige-
ner Ressourcen nicht aktiv werden 
können. 

2. Mit einer gemeinwohlorien-
tierten Bodenpolitik die Bau-
kosten senken 

Hierzu soll vom Land ein Boden-
fonds eingerichtet werden. In die-
sen fließen Grundstücke ein, die 
das Land in Treuhand der Kom-
munen erwirbt und zu Bauland 
entwickelt. Baureife Grundstü-
cke werden zu Wohnzwecken 
vergeben. Im Rahmen der neuen 
Gemeinnützigkeit soll dies aus-
schließlich in Erbpacht erfolgen, 

zu einem günstigen Pachtzins. 
Die Pachtzinserlöse fließen als Til-
gungen dem Bodenfonds wieder 
zu.  

3. Die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus durch eine 
neue Fördersäule stärken und 
gemeinwohlorientiert aus-
richten 

Wir brauchen eine neue Gemein-
nützigkeit für private- und öffent-
liche Wohnungsunternehmen. 
Das heißt: Günstige Förderkre-
dite, Investitionszuschüsse, Vor-
zugskonditionen bei der Grund-
stücksvergabe, Erbpachtmodelle 
für deren nachhaltige Nutzung zu 
Wohnzwecken, unbefristete Miet-
preisobergrenzen und Belegbin-
dungen. 

4. Ungerechtfertigten Miet-
preisanstieg verhindern 

Bezahlbares Wohnen bleibt erstes 
Ziel unserer sozialen Wohnungs-
politik. Solange der Wohnraum-
mangel nicht überwunden ist, gilt 
es, die Explosion von Mietpreisen 
durch geeignete Maßnahmen zu 
begrenzen und den landesrecht-
lichen Mieterschutz fortzuentwi-
ckeln statt abzuschaffen. 
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„Der Markt“ regelt nicht alles 
Mehr gemeinwohlorientierte Wohnungspolitik wagen –  
Nordrhein-Westfalen braucht eine neue Wohnungspolitik!
Von Jochen Ott MdL, stellvertretender Vorsitzender und
Andreas Becker MdL, wohnungspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion NRW

Eine auskömmliche Kita-Finanzie-
rung sollte es geben, mehr Per-
sonal für eine bessere Betreuung, 
flexible Öffnungszeiten. Sogar die 
Abschaffung der Kitagebühren, 
die CDU und FDP einst strikt ab-
gelehnt hatten, stellen die Koali-
tionsfraktionen nun in Aussicht – 
wenn denn der Bund das Geld da-
für beschafft.

Alles das hat die schwarz-gelbe 
Landesregierung zu Beginn ih-
rer Regierungszeit versprochen. 
Nun… zumindest Bundesfamili-
enministerin Franziska Giffey hat 
geliefert. Mit dem Gute-Kita-Ge-
setz stellt der Bund dem Land zu-
sätzliche Gelder zur Verfügung. 
Bis 2022 fließen rund 1,2 Mrd. 
Euro nach NRW. Mit diesem Bun-
desgeld kann Nordrhein-West-
falen ein zweites beitragsfreies 
Kita-Jahr finanzieren. Zu muti-
gen eigenen Investitionen in die 
Qualitätssteigerung, verbesserte 
Öffnungszeiten und in wirkliche 

Beitragsfreiheit fehlt Familienmi-
nister Stamp allerdings leider die 
Kraft und der Wille.

Und auch sonst ist das, was Lan-
desfamilienminister Stamp als Re-
form des sogenannten Kinderbil-
dungsgesetzes (KiBiz) umgesetzt 
hat, weiterhin Mumpitz. Kitas 
bleiben unterfinanziert, vielen 
Trägern droht das Aus. 

Vollmundig hatte sich die Lan-
desregierung die „Rettung“ von 
Kita-Trägern auf die Fahnen ge-
schrieben. Jetzt verkehrt sich die-
se Politik mit der KiBiz-Fortschrei-
bung in ihr Gegenteil. „Wir wer-
den Kita-Träger verlieren, weil die 
Finanzierung nicht auskömmlich 
ist. Das trifft insbesondere klei-
nere Träger“, so Helga Siemens-
Weibring, Beauftragte für Sozial-
politik des Diakonischen Werks.

Über 70 Prozent der Kitas in NRW 
werden von freien Trägern ge-

halten, und trotzdem kümmert 
sich die Landesregierung nicht 
um sie. So entstehen keine neu-
en Plätze. Im Gegenteil! Auch im 
Erzbistum Paderborn hat die ka-
tholische Kirche angekündigt, Ki-
tas eventuell sogar schließen zu 
müssen. 

Darüber hinaus gibt es viel zu 
wenig Personal. Die Lebenswirk-
lichkeit vieler Eltern sieht mittler-
weile so aus, dass es nicht mehr 
darum geht, einen Platz in der 
Wunsch-Kita zu bekommen, son-
dern nur noch einen Kita-Platz 
irgendwo. Und dann fürchten 
sich die Eltern vor Anrufen, dass 
die Kita aufgrund der Erkran-
kung von Erzieherinnen und Er-

ziehern spontan komplett schlie-
ßen muss. Was macht man denn 
dann als normale Arbeitnehmerin 
oder als normaler Arbeitnehmer?

Für uns steht fest: Das ganze Sys-
tem muss von Grund auf refor-
miert werden. Die Kindpauschale 
muss durch eine solide Sockelfi-
nanzierung ersetzt werden, da-
mit Kitas nicht weiter von der 
Hand in den Mund leben müssen. 
Zusätzlich sollten sie Zuschüs-
se für besondere Herausforde-
rungen erhalten. Der Fachkraft-
Kind-Schlüssel muss deutlich ver-
bessert werden. Die Ausbildung 
neuer Kita-Fachkräfte muss ei-
ne höhere Priorität bekommen. 
Auch der Flickenteppich bei den 
Kita-Gebühren, den uns Armin 

Laschet als Familienminister der 
Regierung Rüttgers eingebrockt 
hat, muss eingemottet werden. 
Das geht nur durch komplette 
Beitragsfreiheit. Deshalb haben 
wir dazu einen gegenfinanzier-
ten Haushaltsantrag in den Land-
tag eingebracht. 

Unsere Kitas sind ein Ort des Zu-
sammenkommens unterschied-
licher Herkünfte und der Bil-
dung. Nirgendwo sonst werden 
die Grundlagen für ein gelingen-
des Aufwachsen stärker gelegt 
als hier. Davon dürfen nicht nur 
Wenige profitieren. Wenn wir 
Chancen gerecht gestalten wol-
len, müssen wir dafür sorgen, 
dass sich alle Kinder gut und frei 
entfalten können. Das ist sozialer 
Fortschritt. Für die Vielen.

KiBiz bleibt Mumpitz.
#ZusammenWachsen
Von Regina Kopp-Herr MdL, stellvertretende Vorsitzende und
Dennis Maelzer MdL, Sprecher im Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend der SPD-Landtagsfraktion NRW

Von Christian Dahm MdL, stellvertretender Vorsitzender und
Stefan Kämmerling MdL, kommunalpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion NRW

Straße saniert. Existenz ruiniert.
Straßenausbaubeiträge abschaffen

Der ältere Herr aus dem Siegerland 
ist verzweifelt. Sein Grundstück 
grenzt an eine Straße, die ausge-
bessert werden muss. Auf diesem 
Grundstück steht kein Wohnhaus, 
nur eine kleiner Schuppen. Trotz-
dem soll er 40.000 Euro anteilig 
für den Ausbau bezahlen.  Wie er 
das stemmen soll, weiß er nicht. 
Einen Kredit in dieser Höhe be-
kommt er in seinem Alter wohl 
nicht mehr. 

Und das ist kein Einzelfall. Wenn 
in unseren Städten und Gemein-
den Straßen ausgebessert, sa-
niert oder angeschlossen werden 
müssen, sind die Kommunen laut 
Kommunalabgabengesetz (KAG) 
dazu gezwungen, die Anwohner 
an den entstehenden Kosten zu 
beteiligen.  

Der Anteil der Kosten variiert da-
bei von Kommune zu Kommu-
ne und ist in der jeweiligen kom-
munalen Satzung unterschiedlich 
hoch festgelegt: Die Höhe der 
Kostenbeiträge reicht – je nach fi-
nanzieller Situation der jeweiligen 

Stadt und Gemeinde – von 50 bis 
hin zu 80 Prozent.  

Straßenausbaubeiträge sind zu-
tiefst unsozial und kennen kei-
ne Gnade. Sie betreffen nicht nur 
Wenige, sondern Viele in unse-
rem Land. Bescheide in 5-stelli-
ger Höhe sind keine Seltenheit, 
sondern eher die Regel. Das be-
lastet besonders ältere Menschen 
und junge Familien. Gerade Rent-
nerinnen und Renter geraten da-
durch in existenzgefährdende Si-
tuationen, da ihnen kaum Kredite 
gewährt werden.  

Wir sind deshalb für die vollstän-
dige Abschaffung der Straßen-
ausbeiträge und haben dazu ei-
nen Gesetzentwurf in den Land-
tag von Nordrhein-Westfalen ein-
gebracht, der eine Entschädigung 
für die Kommunen aus dem Lan-
deshaushalt vorsieht. 

Nachdem auch Sachsen-Anhalt 
angekündigt hat, die Beiträge ab-
zuschaffen, gibt es in Deutschland 
neben Bremen noch genau ein 

Bundesland, das seine Kommunen 
dazu zwingt, Straßenausbaubei-
träge zu erheben, NRW.  

Doch die schwarz-gelbe Landes-
regierung und die Regierungsko-
alitionen bleiben stur. „Freibier für 
alle“ – so hat der CDU-Fraktions-
vorsitzende Bodo Löttgen unseren 
Vorstoß und das berechtigte An-
liegen der Betroffenen bezeich-
net, die ungerechten Straßenaus-
baubeiträge endlich abzuschaf-
fen. Überall im Land haben sich 
Bürgerinitiativen gegründet. Fast 
500.000 Menschen in NRW haben 
eine Volksinitiative zur Abschaf-
fung der Beiträge unterschrie-
ben. 500.000 Menschen, die von 
dieser Landesregierung ungehört 
bleiben. 

Große Geister hätte es nicht ge-
stört, dass die Idee dazu von der 
Opposition kam.  

Aber Frau Scharrenbach stört es 
offenbar ganz gewaltig. Sie will 
an den Straßenausbaubeiträgen 
festhalten und hat einen Gesetz-

entwurf mit einem kompli-
zierten Förderprogramm zur 
Beibehaltung der Beiträge 
aufgelegt.  

Die Anhörung im Landtag 
NRW hat gezeigt, dass die 
Existenzprobleme der Men-
schen durch die Vorschläge 
der Landesregierung nicht 
gelöst werden. Eine junge 
Mutter aus Netphen beschrieb ih-
re konkrete Situation: „Die Ände-
rungen helfen mir nicht. Ich habe 
das Geld auch dann nicht.“  

Alle Sachverständigen waren sich 
einig, dass der Gesetzentwurf zu 
mehr Bürokratie bei den Kom-
munen führen wird. Dies bestrei-
tet die Landesregierung bis heute. 
Durch das neue Bürokratiemons-
ter von Frau Scharrenbach ver-
schlechtert sich jedoch das Ver-

hältnis zwischen Einnahmen aus 
den Beiträgen und dem Verwal-
tungsaufwand weiter.  

Die Aussage des Bundes der Steu-
erzahler, dass das jetzige System 
nicht reformierbar sei, ist daher 
vollkommen richtig. Wir als SPD-
Fraktion bleiben dabei: Straßen-
ausbaubeiträge gehören abge-
schafft. Nur so kann die Unge-
rechtigkeit des Systems beendet 
und ein echter Beitrag zum Bü-
rokratieabbau geleistet werden.

Halbzeit! Seit 2,5 Jahren ist Mi-
nisterpräsident Armin Laschet 
mit seiner CDU-FDP-Regierung 
im Amt, die mit einer Reihe von 
Versprechungen gestartet ist. 

Es folgte ein „Entfesselungspa-
ket“ nach dem anderen, aber 
NRW ist bis heute weder stau-
frei, noch kommen Klimaschutz, 
Digitalisierung oder Kinder-, Fa-
milien- und Bildungspolitik vor-
an. 

In vielen Bereichen bürdet er 
der kommunalen Familie mehr 
Kosten und Bürokratie auf. Die 
Kibiz-Reform ist ein Flopp, der 
teuer für die Kommunen wird. 
Gleiches bei den Straßenaus-
baubeiträgen, dort trifft es vor 
allem die Bürgerinnen und Bür-
ger. Selbst vor der Schwächung 
der Demokratie macht, Laschets 
sogenannte NRW-Koaltion nicht 
Halt: Die Stichwahl wird abge-
schafft, weil die Regierung sie 

abschaffen kann – 
wir sind gespannt, 
wie das Verwaltungs-
gericht dazu kurz vor Weih-
nachten entscheidet. 

Viele vollmundige Versprechun-
gen, kaum wirkliche Ergebnis-
se. Dies erinnert an die Zeit von 
schwarz-gelb unter Ministerprä-
sident Rüttgers, auch hier das 
gleiche Motto: Versprochen, 
gebrochen!

Versprochen, gebrochen! 
Halbzeit für die sogenannte NRW-Koalition

Landespolitik
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Integrationsräte in der 
Kommunalpolitik 
Eine Win-win-Situation für unsere Demokratie!

Integrationsrat / SGK-Intern6

Würden Sie gern hauptamtlicher 
Bürgermeister in der Stadt 
Willebadessen werden? 

Der SPD-Stadtverband Willebadessen im Kreis 
Höxter sucht für die Kommunalwahl am 
13. September 2020 Bewerber für eine Kandidatur 
als hauptamtlicher Bürgermeister (m/w/d). 

Voraussetzung: Kommunalpolitisches Interesse, Erfahrung 
zum Führen einer Verwaltung, sowie eine positive Einstellung 
und Kompromissbereitschaft. 

Die Stadt Willebadessen hat mit seinen 13 Ortsteilen rund 
8200 Einwohner und liegt zwischen Paderborn und Warburg.

Bewerber müssten nicht zwingend SPD-Mitglied sein, eine 
unabhängige Kandidatur wäre auch möglich.

Bei der letzten Kommunalwahl 2014 hatte der SPD Bewerber 
über 40 % der Stimmen erreicht, sodass ein Wahlsieg 
realistisch möglich wäre.

Bewerbungen bitte an:
SPD-Stadtverband Willebadessen
Vorsitzender Paul Arens
Schöne Aussicht 44, 34439 Willebadessen
E-Mail: arens-paul@t-online.de

Bei der Kommunalwahl am 13. September 2020 wird in der 
Stadt Bad Driburg ein hauptamtlicher Bürgermeister direkt 
gewählt. Besoldungsgruppe B 3 (EingrVO NRW)

Der SPD Ortsverein Bad Driburg sucht hierzu einen

Bürgermeisterkandidaten (m/w/d)

Gesucht wird eine verantwortungsbewusste und engagierte 
Persönlichkeit, welche

 � mit einem hohen Maß an Gestaltungswillen und sozialer 
Kompetenz überzeugt,

 � über Führungsstärke, Leitungserfahrung und Teamfähigkeit 
verfügt,

 � wertschätzend und dabei konstruktiv mit den städtischen 
Gremien, der Verwaltung und den gesellschaftlichen 
demokratischen Gruppierungen zusammenarbeiten möchte,

 � klare Vorstellungen und Ideen hat, wie die Stadt Bad Driburg 
zukunftssicher weiterentwickelt werden kann,

 � Bürgernähe, Leistungsorientierung und gute Kommunikation 
zu ihren Grundprinzipien zählt,

 � sich zu den Grundsätzen der Sozialdemokratie bekennt.

Die Stadt Bad Driburg liegt landschaftlich reizvoll im Naturpark 
Teutoburger Wald / Eggegebirge und ist eine wachsende Stadt mit 
ca. 19.500 Einwohnern. (Kernstadt und neun Ortsteile)

Bad Driburg ist bekannt als Gesundheitsstandort und geprägt 
durch das priv. gräfliche Heilbad. Neben einem Akutkrankenhaus 
und sieben Kur- und Rehakliniken verfügt Bad Driburg über zwei 
Gymnasien, eine Gesamtschule und mehrere Grundschulen und 
Kitas sowie eine gute Verkehrsanbindung und Infrastruktur.

Für weitere Informationen und eine Kontaktaufnahme steht Ihnen 
Herr Detlef Gehle gerne zur Verfügung. 
E-Mail: kandidat@spd-bad-driburg.de

Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen richten Sie bitte 
elektronisch im pdf-Format an voranstehende E-Mail-Adresse. 

Selbstverständlich wird ihre Bewerbung vertraulich behandelt!

für Frische in Bad Driburg

Ortsverein Bad Driburg

Die SGK NRW hat wieder die Vor-
besprechungen der SPD Gruppen 
bei den AG Sitzungen des Städ-
te- und Gemeindebundes NRW 
organisiert. Themen waren unter 
anderem das Klageverfahren ge-
gen die Abschaffung der Stich-
wahl und Einteilung der Wahl-
bezirke, Straßenausbaubeiträge, 

Vorbereitung der Kommu-
nalwahl, LGG und FlüAG. 
Auch konnten wir für jeden 
Termin einen Abgeordne-
ten der SPD-Landtagsfrakti-
on gewinnen, der den Teil-
nehmern über die aktuellen 
Themen der Landespolitik 
berichtet hat.

Vorbesprechung der AG-Sitzungen des 
Städte- und Gemeindebundes NRW

Die politische Partizipation der 
Migrant/innen Nordrhein-West-
falens findet in den urgewählten 
Integrationsräten in der Kommu-
ne statt. Durch die Kooperation 
von direkt gewählten Migranten-
vertreter/innen auf Augenhöhe 
mit Ratsmitgliedern werden Mi-
grant/innen am politischen Wil-
lensbildungsprozess beteiligt. 
Dies ist insbesondere für dieje-
nigen Einwohner/innen von Be-
deutung, die weder in Deutsch-
land eingebürgert noch Bürger/
innen eines EU-Staates sind, denn 
sie verfügen hierzulande ansons-
ten nicht über ein Wahlrecht. Die 
Integrationsratswahlen bieten für 
viele Menschen mit Migrations-
hintergrund die einzige Möglich-
keit, politisch Einfluss zu nehmen.

Als pflichtige Fachgremien sind 
die Integrationsräte die politische 
Stimme der Migrant/innen in den 
Kommunen, hier können sie sich 
für ihre eigenen Interessen und 
Belange engagieren. Die Gremien 
setzen sich in der Regel zu zwei 
Dritteln aus Migrantenvertreter/
innen und einem Drittel Rats-
mitgliedern zusammen. In dieser 
Konstellation gestalten zahlreiche 
Integrationsräte seit vielen Jah-
ren erfolgreich die Integrations-
politik vor Ort. Sie treiben inte-
grationsspezifische Themen, wie 
beispielsweise Antirassismus und 
Antidiskriminierung, die Interkul-
turelle Öffnung der Verwaltung 
oder auch die kultursensible Ge-

sundheits- und Altenpflege, in der 
Stadtpolitik voran. Für eine effek-
tive Integrationsratsarbeit ist der 
Rückhalt seitens der Verwaltung 
von ebenso großer Bedeutung 
wie das Engagement der direkt 
gewählten und vom Rat entsand-
ten Mitglieder. 

Am 13. September 2020 stehen 
neben den Kommunalwahlen 
auch die Integrationsratswahlen 
an. Seit den letzten Wahlen ha-
ben zahlreiche „neue“ Migrant/
innen ihren Lebensmittelpunkt in 
Nordrhein-Westfalen gefunden. 
Auch sie sollen über ihre Mög-
lichkeiten der politischen Partizi-
pation informiert werden und von 
ihrem Stimmrecht Gebrauch ma-
chen.  

Bisher engagieren sich überwie-
gend frei gebildete Listen in den 
Integrationsräten. Die politische 
Bandbreite dieser Listen ist eben-
so vielfältig wie die der regulären 
Parteienlandschaft. Jedoch sind 
die Listen und ihr politisches Pro-
gramm in der Öffentlichkeit weit-
gehend unbekannt. Zudem ver-
fügen sie nicht über die nötigen 
Strukturen und Mittel, um ihren 
Wahlkampf ausreichend zu finan-
zieren; dies wirkt sich negativ auf 
die Wahlbeteiligung aus. 

Durch die Bildung „parteinaher 
Listen“ eröffnet sich den Kandi-
dat/innen die Möglichkeit, mit 
den Parteien zu kooperieren und 

so ihren Wahlkampf breitflächiger 
zu führen. Auch die Kandidat/in-
nen für den Stadtrat können von 
dieser Zusammenarbeit profitie-
ren: So ergeben sich Kontakte zu 
den Migrantencommunities ihrer 
Stadt und sie können Zugänge zu 
neuen potenziellen Wähler/innen 
schaffen. „Parteinahe Listen“ ge-
ben vielen Integrationsratswäh-
ler/innen außerdem eine Orien-
tierung bei der Stimmabgabe. 
Diejenigen, die einer bestimmten 
„parteinahen Liste“ bei der Inte-
grationsratswahl ihre Stimme ge-
ben, werden auch bei der Kom-
munalwahl für die entsprechende 
Partei stimmen und umgekehrt. 
Hieraus ergeben sich Synergieef-
fekte für beide Wahlen, die letzt-
lich die Demokratie in Nordrhein-
Westfalen stärken.  

Der Landesintegrationsrat unter-
stützt das Engagement der de-
mokratischen Parteien – auch in 
den Integrationsräten und ruft 
dazu auf, mit den Migrant/innen 
zusammenzuarbeiten. Hierdurch 
können noch mehr Menschen für 
die Wahlen 2020 mobilisiert und 
die politische Partizipation für alle 
ausgeweitet werden.

Von Tayfun Keltek, Vorsitzender des Landesintegrationsrates NRW
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Ende Juli ist der neue Landesent-
wicklungsplan (LEP) in NRW in 
Kraft getreten. Dieser beinhaltet 
umfangreiche Änderungen bei 
der künftigen Planung und Flä-
chenausweisung für Windener-
gieanlagen. Dazu zählt auch der 
Grundsatz eines 1.500-Meter-Vor-
sorgeabstands zwischen Wind-
energieanlagen und Wohngebie-
ten.  

Die Gefahr ist groß, dass die-
se neue Vorgabe in der Flächen-
nutzungsplanung zu falschen 
Schlussfolgerungen oder Abwä-
gungsentscheidungen führt. An-
ders als die Formulierung („ist ein 
Abstand von 1.500 m […] vorzuse-
hen“) suggeriert, handelt es sich 
gerade nicht um einen pauscha-
len, verbindlich einzuhaltenden 
Mindestabstand. Gemeinden, die 
den formulierten Grundsatz zu 
stark gewichten oder gar als ver-
bindliches Ziel interpretieren, lau-
fen Gefahr, eine rechtswidrige 
Planung vorzunehmen. 

Zwar können (und werden) Vor-
sorgeabstände zur Wohnbebau-
ung auch in der Konzentrations-
zonenplanung berücksichtigt, je-
doch nicht in dieser Pauschalität 
und Größenordnung. Ferner ste-
hen diese immer im Spannungs-
verhältnis zur bundesbaugesetz-
lichen Verpflichtung der Gemein-
de, der Windenergie substantiell 
Raum zu verschaffen. Proportio-
nal zur Größe des Abstandes steigt 
auch die notwendige Begrün-
dungstiefe. Ein überdimensio-
nierter Abstand, genauso wie die 
pauschale, ungeprüfte Übernah-
me der 1.500-Meter-Abstands-
vorgabe im novellierten LEP, dürf-
ten dagegen bei einer möglichen 
gerichtlichen Überprüfung kaum 
Bestand haben. Eine ausführliche 
juristische Einordnung sämtlicher 

Änderungen im LEP mit 
Bezug zur Windenergie 
liefert ein Erläuterungs-
papier, das die VKU-
Landesgruppe NRW, ge-
meinsam mit anderen 
Energieverbänden und 
Nutzerverbänden des 
ländlichen Raums, als 
Handreichung für Bür-
germeister und Ratsmit-
glieder in den nordrhein-
westfälischen Kommu-
nen veröffentlicht hat. 

Eine rechtssichere Planung der 
Gemeinden samt substantiel-
ler Flächenausweisung ist jedoch 
entscheidend dafür, dass sich die 
Windenergie zu einer wesentli-
chen Säule der Energiewende in 
NRW entwickeln kann, wie dies 
auch die NRW-Landesregierung 
selbst anstrebt. Kurz vor der Som-
merpause 2019 hat das Kabinett 
eine Energieversorgungsstrate-
gie verabschiedet, in der sie sich 
das Ziel auferlegt, die Windener-
gieleistung im Land von heute 
5.800 Megawatt (MW) bis 2030 
auf 10.500 MW nahezu zu ver-
doppeln. 

Diese Diskrepanz zwischen An-
spruch und Wirklichkeit kennzeich-
net auch die aktuelle Windener-
giepolitik der Bundesregierung. 
Einerseits gibt sie im Klimaschutz-
programm vor, die Stromversor-
gung bis 2030 zu 65 Prozent auf 
erneuerbare Energien umstellen 
zu wollen, andererseits nimmt sie 
mit der geplanten bundesweiten 
Abstandsregel von 1.000 Metern, 
die sogar auch für Repowering 
gelten soll, eine massive Schwä-
chung des Windenergieausbaus 
in Kauf. Dem nordrhein-westfä-
lischen LEP ist immerhin zugute 
zu halten, dass er für Repowering 
kürzere Abstände zulässt. 

Das parallele Vorgehen auf Bun-
des- und Landesebene wirft auch 
die (noch ungeklärte) juristische 
Frage auf, wie sich die unter-
schiedlichen Abstandsregelungen 
zueinander verhalten, und ob der 
nordrhein-westfälische 1.500-Me-
ter-Vorsorgeabstand aufrechter-
halten werden kann, wenn die 
bundesweite Abstandsregelung 
kommt. 

Insgesamt ist zu konstatieren, 
dass die planerische Aufgabe bei 
der Ausweisung von Windkonzen-
trationszonen mit den vorgenom-
menen Änderungen des LEP nicht 
leichter wird. Zugleich wird der 
Windenergieausbau die Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen und 
anderswo weiter beschäftigen. 
Dies folgt allein schon aus der 
baugesetzlichen Vorgabe einer 
substantiellen Raumgewährung 
für die Windenergie, die es bei ei-
ner gewollten räumlichen Steue-
rung im Gemeindegebiet plane-
risch umzusetzen gilt. Zugleich 
stehen die Kommunen aber auch 
in der energiepolitischen Verant-
wortung und leisten mit eigenen 
Flächenausweisungen einen wich-
tigen Beitrag für die Umsetzung 
der Energiewende sowie zum Er-
reichen der landeseigenen Aus-
bauziele.

Bezahlbarer Wohnraum ist das 
soziale Thema unserer Zeit. Im-
mer mehr Menschen finden kei-
nen bezahlbaren Wohnraum 
mehr und werden aus den Städ-
ten heraus ins Umland getrieben, 
wo die Preise dann ebenfalls ex-
plodieren. Hans-Jochen Vogel 
streitet seit Jahrzehnten für eine 
neue Bodenordnung und setzt in 
seiner Streitschrift das Thema so-
ziale Gerechtigkeit wieder ganz 
oben auf die politische Agenda. 

Für ihn ist klar: Boden ist keine 
beliebige Ware. Hier muss das 
Gemeinwohl über die Regeln 
des Marktes gestellt werden. Der 

Blick in die Vergangenheit zeigt 
auf, wie es zur aktuellen Situa-
tion kommen konnte. Konkrete 
Vorschläge für die Zukunft ma-
chen deutlich, auf welche Grund-
einsicht er sich stützt und wel-
ches Kernziel er verfolgt: Ein En-
de der ungebremsten Zockerei 
mit Grundstücken auf Kosten der 
Menschen – Mehr Gerechtigkeit 
und vor allem mehr Einfluss und 
Gestaltungsmöglichkeit für die 
Kommunen!

Wer sich fragt, wie sozialdemo-
kratische Wohnungsbaupolitik 
funktionieren kann, der kommt 
an diesem Buch nicht vorbei!
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SGK-Buchtipp

NEUES KOMMUNALRECHT NRW 2020

Von Bürgermeister a.D. Peter Ebell, 
Verlag "epubli", 7. Auflage 2019, 
228 Seiten, ISBN: 978-3-750246-65-2, 
24,99 Euro

Weitere Entwicklungen des kom-
munalen Verfassungsrechts (ins-
besondere des kommunalen 
Wahlrechts), unter Berücksich-
tigung aktueller verfassungsge-
richtlicher Entscheidungen, haben 
eine Überarbeitung des Leitfadens 
"Neues Kommunalrecht Nord-
rhein-Westfalen 2017" notwendig 
gemacht. Dies gilt sowohl für die 
Abschaffung der erst vor Kurzem 
eingeführten 2,5 %-Sperrklausel 
für Kommunalwahlen als auch für 
die Einführung einer sogenannten 
Individual-Verfassungsbeschwer-
de im Landesrecht NRW.

Neben den weiteren Verände-
rungen durch bspw. den Digital-
pakt, die Abschaffung der Bür-
germeister-Stichwahl, die Neu-
regelung der Erhebung von Stra-
ßenausbau-Beiträgen (Änderung 
des KAG) sollen auch die Prob-

leme aufgezeigt werden, die da-
durch entstehen, dass die Ge-
meinden für (fast) alles zuständig 
sind und trotz entsprechender 
Finanzierungsgarantien oftmals 
an der Grenze ihrer finanziellen 
Handlungsfähigkeit operieren 
müssen. 

Dieses Kompendium eignet sich 
besonders für Ausbildungszwe-
cke und kann dazu beitragen, 
junge Menschen für ein kommu-
nales Engagement zu gewinnen. 
Demokratische rechtsstaatliche 
Gemeinwesen mit sozialer Ver-
antwortung sind keine Selbst-
verständlichkeit. Jeder ist aufge-
rufen, einen aktiven Beitrag zur 
Gestaltung unserer Gesellschaft 
zu leisten.

MEHR GERECHTIGKEIT!

Von Hans-Jochen Vogel, Verlag Herder, 2019,
80 Seiten, ISBN: 978-3-451072-16-1, 12,00 Euro
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Hans-Jochen Vogel 
(94) mischt sich mit 
einer Streitschrift in die 
aktuelle politische Diskussion des Themas 
Wohnungsbau und Stadtentwicklung ein 
und stellt dabei die Frage: „Wie bleiben 
unsere Wohnungen bezahlbar?“ 

Wir erinnern uns: Die Koalition 
von CDU und FDP hat am Kom-
munalwahlgesetz gedreht: Sie 
hat sowohl den Zuschnitt der 
Wahlbezirke nachteilig verän-
dert, als auch mal wieder die 
Stichwahl mit einem Handstreich 
zu kassieren versucht.  Hierge-
gen hatte die SPD-Landtagsfrak-
tion, zusammen mit den Grünen, 
vor dem Verfassungsgerichtshof 
Klage eingereicht. Der Verfas-
sungsgerichtshof hat die Klage 

mit den Parteien in der münd-
lichen Verhandlung am 19. No-
vember erörtert. In der Verhand-

lung wurde nach Einschätzung 
aller Beteiligter deutlich, dass die 
Lage keineswegs so klar ist, wie 
CDU und FDP es gehofft hatten. 
Das Gericht hat jedenfalls deut-
lich mehr kritische Nachfragen 
an den Gesetzgeber gerichtet als 

an den Kläger. Wie die Klage in 
diesem Punkt ausgeht, war an-
hand des Verhandlungsverlaufs 

jedenfalls nicht eindeutig abzu-
lesen. Für die Stichwahl besteht 
jedenfalls nach wie vor Hoff-

nung. Nach einhelliger Meinung 
sieht es für die Klage gegen die 
Neuregelung der Wahlbezirke 
deutlich schlechter aus. Mit einer 
Entscheidung wird noch dieses 
Jahr gerechnet – entweder am 
17. oder am 20. Dezember. 

Update Stichwahl

Was ist eigentlich aus den 
Abstandsflächen im LEP geworden?
Von Michael Wübbels, stellvertretender Hauptgeschäftsführer VKU
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